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Stellungnahme des VDMA e.V. (Lobbyregister: R000802) zum Referentenentwurf eines 
Gesetzes zur Modernisierung des Produkthaftungsrechts 
 

 

Der VDMA vertritt 3.600 deutsche und europäische Unternehmen des Maschinen- und 

Anlagenbaus. Die Industrie steht für Innovation, Exportorientierung und Mittelstand. Die 

Unternehmen beschäftigen insgesamt rund 3 Millionen Menschen in der EU-27, davon mehr als 

1,2 Millionen allein in Deutschland. Damit ist der Maschinen- und Anlagenbau unter den 

Investitionsgüterindustrien der größte Arbeitgeber, sowohl in der EU-27 als auch in Deutschland. 

Er steht in der Europäischen Union für ein Umsatzvolumen von geschätzt rund 870 Milliarden 

Euro. Rund 80 Prozent der in der EU verkauften Maschinen stammen aus einer Fertigungsstätte 

im Binnenmarkt.  

 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz hat am 11. September 2025 die 

Verbändeanhörung zum o.g. Referentenentwurf eingeleitet. Gerne nehmen wir nachfolgend zu 

den vorgelegten Regelungsvorschlägen wie folgt Stellung: 

 

Vorab möchten wir anmerken, dass wir uns in unserer Stellungnahme lediglich auf Punkte 

beziehen, die der deutsche Gesetzgeber noch beeinflussen kann. Die von uns bereits im 

Richtlinienprozess kritisierten grundlegenden Punkte, v.a. zu den neuen Beweisregeln 

(Offenlegungspflichten, Beweislastumkehrungen) und der enormen Erweiterung des 

Produktbegriffs, gelten weiterhin, sollen aber mangels Beeinflussungsmöglichkeit des deutschen 

Gesetzgebers nicht weiter thematisiert werden. 

 

Es handelt sich inhaltlich um eine 1:1-Umsetzung der dem Grunde nach vollharmonisierenden 

Richtlinie 2024/2853. Von Öffnungsklauseln ist soweit ersichtlich kein Gebrauch gemacht 

worden. Dass kein „Gold-Plating“ betrieben wird, ist ausdrücklich zu begrüßen.  

 

Die Struktur des Referentenentwurfs weicht zwar von der Struktur der Richtlinie ab, was jedoch 

keine negativen Auswirkungen nach sich zu ziehen scheint. Die Entscheidung des Gesetzgebers, 

grundlegende Begriffe nicht wie in der Richtlinie und nach dem NLF-Ansatz üblich vorab zu 

definieren, sondern erst dann zu erklären/definieren, wenn sie relevant werden, ist nicht zu 

beanstanden. 
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Ein Produktrückruf darf nicht automatisch zu einer Fehlervermutung führen. § 7 Satz 2 Nr. 6 

ProdHaftG-E könnte aber dementsprechend missverstanden werden. Daher sollte eine 

entsprechende Klarstellung aus dem Gesetzestext oder zumindest der Begründung hervorgehen. 

Dies ist auch ausdrücklich in den Erwägungsgründen Rn. 34 RL 2024/2853 so vorgesehen.  

 

Aus Industriesicht erfreulich ist, dass der Haftungsausschluss für Entwicklungsrisiken weiter in 

der deutschen Produkthaftung gelten soll (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 3 ProdHaftG-E). Aktuell ist der 

Haftungsausschluss für Entwicklungsrisiken in § 1 Abs. 2 Nr. 5 ProdHaftG vorgesehen. Da die 

Richtlinie es auch ermöglicht hätte, den Haftungsausschluss für Entwicklungsrisiken nicht nur 

abzuwandeln, sondern sogar abzuschaffen (Art. 18 RL 2024/2853), ist es positiv anzumerken, 

dass er erhalten bleiben soll. Es sollte daher auch im weiteren Gesetzgebungsverfahren darauf 

geachtet werden, diesen für die Industrie sehr wichtigen Aspekt beizubehalten. Der 

Haftungsausschluss für Entwicklungsrisiken ist unbedingt erforderlich. Ein Verzicht würde 

Innovation und Entwicklungsfreudigkeit stark beeinträchtigen und zurückdrängen, was die 

Attraktivität des deutschen Markts für Hersteller belasten würde. Die abgewandelte Form im 

Vergleich zu § 1 Abs. 2 Nr. 5 ProdHaftG ist der Berücksichtigung des neuen relevanten 

Bewertungszeitpunkts für die Fehlerhaftigkeit des Produkts (Kontrolle des Herstellers) geschuldet 

und von daher im Ergebnis zwingende Folge der Richtlinie. 

 

Der Wortlaut von Art. 9 RL 2024/2853 macht keine genaueren Angaben, wie präzise der Kläger 

die Beweismittel in seinem Antrag bezeichnen muss. Im Referentenentwurf sollte der 

Gesetzgeber insbesondere das Bestimmtheitserfordernis im Rahmen von § 19 Abs. 1 

ProdHaftG-E noch genauer ausgestalten. Dafür spricht nicht nur der zivilverfahrensrechtliche 

Bestimmtheitsgrundsatz, sondern auch das Vorbeugen des Entstehens eines 

Ausforschungsanspruchs, durch den sich Unternehmen ungezielten Offenlegungsersuchen 

ausgesetzt sehen könnten und den man auch ausweichlich der Richtlinie vermeiden möchte (vgl. 

ErwGr 44 RL 2024/2853). Der Gesetzgeber sollte klare Vorgaben für die Bezeichnung der 

offenzulegenden Beweismittel im Antrag machen. Der Antragsteller sollte die Beweismittel so 

präzise bezeichnen müssen, wie es ihm nach den ihm zur Verfügung stehenden Informationen 

und zumutbaren Aufwand möglich ist. Für den Verpflichteten müssen die Beweismittel 

zweifelsfrei bestimmt oder zumindest bestimmbar sein. Dies gilt auch im Hinblick auf die 

prozessrechtliche Geltendmachung des Antrags, welche erfordert, dass die Bezeichnung so 

präzise ist, dass der beantragte Anspruch vollstreckungsfähig ist. 

 

Die auf Seite 41 RefE angegebenen Anforderungen an die Plausibilität im Rahmen von § 19 

Abs. 1 ProdHaftG-E sind gering, mit Blick auf die Rechtsprechung zu § 33g GWB zwar 

nachvollziehbar, jedoch ist eine gerechte Risikoverteilung hier fraglich. Es sollte mindestens eine 

überwiegende Wahrscheinlichkeit bzw. einen erheblichen Grad an Wahrscheinlichkeit anhand 

konkreter und nachgewiesener Tatsachen gefordert werden. 
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Dies gilt umso mehr, als dass die beklagten Unternehmen unter Umständen selbst 

Geschäftsgeheimnisse offenzulegen haben, was bei einem bloß gewissen Grad an 

Wahrscheinlichkeit nicht mehr verhältnismäßig wäre und die Gefahr der tatsächlichen 

Ausforschung durch Personen bergen könnte. 

 

Der spiegelbildliche Anspruch nach § 19 Abs. 2 ProdHaftG-E verlangt einen „ausreichenden 

Nachweis“, mehr sagt die Gesetzesbegründung leider nicht. Hier wäre eine detailliertere 

Erläuterung wünschenswert, v.a. weil in erster Linie der Anspruch aus Abs. 2 die Industrieseite 

betreffen dürfte. Insgesamt sollten an den erforderlichen Nachweis keine übersteigerten 

Anforderungen gestellt werden. Hinsichtlich der Bestimmtheit des Antrags gibt es gute Gründe, 

bei einem Antrag nach Abs. 2 geringere Anforderungen an die Bestimmtheit zu stellen als nach 

Abs. 1. Denn der Antrag nach Abs. 2 soll dem Beklagten helfen, sich gegen die 

Schadenersatzklage zu verteidigen. Hier dürfte es vor allem auf mögliche Alternativursachen für 

den eingetretenen Gesundheitsschaden ankommen, Informationen über die konkrete 

Verwendung des Produktes oder die Entwicklung des Schadens nach Eintritt der 

Rechtsgutsverletzung. Insgesamt bedeutet dies, dass hier eine unüberschaubare Vielzahl an 

Umständen und Möglichkeiten in Betracht kommt, die außerhalb der Wissenssphäre des 

Beklagten liegen und für diesen daher auch kaum bestimmbar sind. Aus diesem Grunde sollte 

der deutsche Gesetzgeber zumindest Anhaltspunkte liefern, dass bei der Bewertung auch 

bestimmte Kategorien von Beweismitteln als ausreichend erachtet werden, wenn zumindest 

bestimmte Kriterien zur Identifizierung der Unterlagen angegeben werden, wie zum Beispiel Art, 

Gegenstand oder Inhalt der Unterlagen, oder Zeitraum, in dem sie erstellt wurden. 

 

Der Schutz von vertraulichen Informationen (z.B. Berufsgeheimnisse von Angehörigen der 

Rechtsberufe), die keine Geschäftsgeheimnisse sind, ist unzureichend in § 19 Abs. 4 

ProdHaftG-E ausgestaltet. Die Korrespondenz mit internen und externen Anwälten sollte 

ausdrücklich geschützt sein und von der Vorlagepflicht ausgenommen sein. Die umfassenden 

Offenlegungspflichten müssen zumindest durch ein sog. Legal Privilege begleitet werden, um 

eine Balance zwischen den Interessen der Geschädigten und denen der Hersteller 

sicherzustellen. Nach dem aktuellen Referentenentwurf ist weder die Korrespondenz zwischen 

Anwalt und Mandant noch die interne Auseinandersetzung mit dem Rechtsstreit geschützt. Somit 

würden vertrauliche Informationen, die keine Geschäftsgeheimnisse sind, nur im Rahmen der 

Interessenabwägung Berücksichtigung finden und wenn sie einmal offengelegt sind, nicht mehr 

einem Schutz unterliegen. Dies ist deutlich zu wenig. 

 

§ 19 Abs. 5 ProdHaftG-E birgt ein hohes Maß an Rechtsunsicherheit. Es bleibt unklar, wann 

man hier von einer Verhältnismäßigkeit ausgehen kann und für wen die Dokumentation 

verständlich sein muss. Nach unserem Dafürhalten kann es hier sinnvollerweise als 

Bewertungsmaßstab nur auf einen Sachverständigen ankommen – und nicht etwa auf betroffene 

Geschädigte, die mitunter regelmäßig absolute technische Laien sein dürften. 
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Andernfalls müsste der Hersteller eine „parallele Dokumentation“ in einfachen Worten für jeden 

verständlich aufbauen. Dies wäre mit hohen Kosten und hohem Aufwand verbunden. Zudem 

erscheint fraglich, ob und inwieweit dies überhaupt möglich wäre. 

 

§ 20 Abs. 3 Nr. 1 ProdHaftG-E lässt ebenfalls zentrale Fragen offen, u.a. wann man von 

Komplexität auszugehen hat und wie sich die übermäßige Schwierigkeit beurteilt. Nach unserem 

Dafürhalten sollte dies erst dann der Fall sein, wenn ein Sachverständigenbeweis vonnöten ist. 

Ein solcher Hinweis sollte sich zumindest in der Gesetzesbegründung wiederfinden. 
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Stand: 02.10.2025 
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